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nicht ausschlaggebende Wirkung des Faktors „AGB-Recht“
bei der unternehmerischen Rechtswahl in Vertr�gen. Letzte-
res wird durch die Analyse der empirischen Daten gest�tzt.

2. Vorranginge Anreizfaktoren sind gem�ß der empirischen
Studien „Vertrautheit“ mit einem Rechtssystem, „Neutrali-
t�t eines Rechtssystems“ und „Netzwerkeffekte“. Die Quali-
t�t des materiellen Rechts steht nachrangig hinter diesen
Faktoren. Somit w�rde eine Reform des deutschen AGB-
Rechts nicht garantieren, dass sich die Attraktivit�t des
Rechtsstandorts Deutschland und dessen Wahl in Vertr�gen
und als Forum schlagartig verst�rkt.

3. Das Reformziel einer vermehrten Rechtswahl des deut-
schen Rechts kann nicht durch eine AGB-Reform erreicht
werden. Trotzdem bedeutet die hier vertretene Streuung von
Zweifeln bez�glich einer Urs�chlichkeit des deutschen
AGB-Rechts f�r Auslandsrechtswahlen keinesfalls das An-
raten eines generellen Stillhaltens f�r den deutschen Gesetz-
geber. Nur die langsame Etablierung eines „attraktiven“

Rechtsstandortes und einer „attraktiven“ Rechtsordnung er-
scheint geeignet, den Marktanteil Deutschlands im gew�hl-
ten Vertragsrecht zu erh�hen. Die gewachsenen Strukturen
derzeit favorisierter Rechtsordnungen k�nnen nicht durch
eine „einfache“AGB-Reform in Deutschland aufgeholt wer-
den.
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L�nderreport Schweden
I. Rechtspolitischer Hintergrund

Die stark exportabh�ngige schwedische Wirtschaft konnte
sich zuletzt zun�chst positiv entwickeln und von der welt-
weit guten Konjunkturlage profitieren. Der H�hepunkt der
derzeit herrschenden Hochkonjunktur wird f�r diesen
Herbst erwartet. Im zweiten Halbjahr werden sich dann die
Auswirkungen der außergew�hnlichen Wetterlage des ver-
gangenen Sommers mit anhaltender Hitze, Trockenheit und
Waldbr�nden auch in denWirtschaftszahlen niederschlagen.
Die Inflation n�herte sich bereits im Jahr 2017 dem von der
Schwedischen Zentralbank (Riksbanken) angestrebten Ziel-
wert von 2% an und liegt derzeit bei 2,2%. Diese Entwick-
lung f�hrte, zusammen mit der bis in den September hinaus-
gez�gerten Entscheidung der Zentralbank �ber eine eventu-
elle Anpassung des Leitzinses (repor�nta) – der dann doch
unver�ndert bei –0,5% blieb –, zu einem starken Verlust der
schwedischen Krone gegen�ber dem Euro: Sie b�ßte seit
Beginn des Jahres 2018 mehr als 8% ihres Wertes im Ver-
h�ltnis zum Euro ein und erreichte im August ihren histo-
risch schw�chsten Stand seit 2009.

Die volkswirtschaftliche Steuerquote, also das Steuerauf-
kommen im Verh�ltnis zum BIP, ist in den letzten Jahren
erstmals wieder gestiegen und lag im Jahr 2017 bei 44,4%.
In der Zeit von 1999 bis 2011 war sie kontinuierlich von
49,2% auf 42,5% gesunken. Diese Trendwende ist eine Fol-
ge der Regierungspolitik, die in der vergangenen Legislatur-
periode zu Steuererh�hungen von insgesamt etwa 70 Mrd.
SEK gef�hrt hat.

Eine große Ver�nderung in der schwedischen Finanzwirt-
schaft bringt der im Fr�hjahr beschlossene und am

1. 10. 2018 vollzogene Umzug der Nordea Bank von Schwe-
den nach Finnland mit sich. Nordea ist das f�hrende Finanz-
institut Nordeuropas und gemessen am B�rsenwert das
neuntgr�ßte in Europa. Hauptbeweggrund f�r den Umzug
ist, dass Nordea mit Hauptsitz in Finnland den vorteilhafte-
ren Regulierungen der europ�ischen Bankenunion unterlie-
gen wird. Beispielsweise m�ssen keine Abgaben mehr f�r
den neu eingef�hrten schwedischen Bankenabwicklungs-
fonds (resolutionsreserv) gezahlt werden. Allein im Jahr
2017 hatten schwedische Finanzinstitute 6,5 Mrd. SEK in
den Fonds eingezahlt. Es wird erwartet, dass Nordea durch
den neuen Sitz mehr als 1 Mrd. Euro an regulatorischen Ab-
gaben und Steuern einsparen kann. Auch im �brigen wird
es f�r Nordea von Vorteil sein, dass sie sich k�nftig an den
gleichen regulatorischen Vorgaben orientieren kann wie ihre
europ�ischen Konkurrenten. Denn 75% des Gesch�fts von
Nordea wird außerhalb Schwedens generiert. Vor diesem
Hintergrund brachte der Parteivorsitzende der schwedischen
Liberalen (Liberalerna), Jan Bj�rklund, im diesj�hrigen
Wahlkampf die Notwenigkeit eines Beitritts Schwedens zur
europ�ischen Bankenunion und zum Euroraum ins Spiel,
um die Abwanderung weiterer schwedischer Unternehmen
in Nachbarl�nder zu verhindern.

II. Entwicklungen in einzelnen Rechtsgebieten
von Oktober 2017 bis September 2018

1. Arbeitsrecht

Wie bereits im L�nderbericht Schweden 2016 (vgl. Griebe-
ler, RIW 2016, 801) beschrieben, gibt es eine Vielzahl von
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staatlichen F�rderungs- und Entwicklungsmaßnahmen, die
die Integration von Einwanderern in den schwedischen Ar-
beitsmarkt erleichtern sollen. Seit dem 1. 1. 2018 gilt ein
neues Gesetz f�r die Integration von Neuank�mmlingen in
das Arbeits- und Gesellschaftsleben (lag (2017:584) om an-
svar f�r etableringsinsatser f�r vissa nyanl�nda invandra-
re). Ziel dieses Gesetzes ist es, neu angekommene Migran-
ten schneller und leichter in den Arbeitsmarkt zu integrie-
ren. Neu ist insbesondere, dass es nun eine Pflicht zur Wei-
terbildung gibt. Zu diesem Zweck werden Neuank�mmlinge
einem sog. Etablierungsprogramm zugeordnet, das ihre indi-
viduellen F�higkeiten ber�cksichtigt. Bleiben die Neuan-
k�mmlinge den Weiterbildungsmaßnahmen im Rahmen des
Etablierungsprogramms fern, kann ihre finanzielle Unter-
st�tzung gek�rzt werden.

Da die Vielzahl der staatlichen F�rderprogramme f�r sub-
ventionierte Anstellungen von Personen mit geringer Veran-
kerung auf dem Arbeitsmarkt sehr un�bersichtlich gewor-
den war, gilt seit dem 1. 5. 2018 eine neue Verordnung zur
Verschlankung der Anstellungshilfe (f�rordning (2018:42)
om s�rskild anst�llningsst�d). Damit wurden f�nf Arten der
Anstellungshilfe durch eine besondere Anstellungshilfe in
Form von sog. Einf�hrungsjobs (introduktionsjobb) ersetzt.
Mit bis zu 80% des Bruttolohnes k�nnen sich private Arbeit-
geber beispielsweise bei der Einstellung Langzeitarbeitslo-
ser oder neu eingereister Einwanderer unterst�tzen lassen.
Der Unterst�tzungszeitraum kann dabei bis zu 24 Monate
dauern, und der monatliche Verdienst darf 20000 SEK bei
einer Vollzeitstelle nicht �bersteigen.

Zum 1. 6. 2018 wurde eine neue Beh�rde zur Erforschung
von Arbeitsbedingungen (Myndigheten f�r arbetsmilj�kuns-
kap) mit Sitz in G�vle geschaffen. Sie untersteht dem Ar-
beitsministerium und ersetzt das ehemalige Institut f�r Ar-
beit (Arbetslivsinstitutet), das bereits 2007 geschlossen wur-
de. Es hatte ebenfalls in den Themengebieten Arbeitsmarkt,
Arbeitsrecht, Arbeitsorganisation und -gesundheit ge-
forscht. Die damalige b�rgerliche Regierung Reinfeldt hatte
die Forschung in diesem Bereich an die Universit�ten ausge-
lagert, um einen B�rokratieabbau zu erreichen. Man ent-
schloss sich nun zur Gr�ndung der neuen Beh�rde, um die
sich schnell �ndernden Entwicklungen im Arbeitsleben
durch eine nationale unabh�ngige Einrichtung im Blick be-
halten zu k�nnen. Die neue Beh�rde wird, im Unterschied
zum ehemaligen Institut f�r Arbeit, nicht selbst forschen,
sondern die Forschungsergebnisse unabh�ngiger Wissen-
schaftler ver�ffentlichen und f�r die Praxis nutzbar machen,
indem sie allen relevanten Akteuren, insbesondere der Re-
gierung und Arbeitgebern, zur Verf�gung gestellt werden.
So soll es der Regierung erm�glicht werden, effektivere Ge-
setzes�nderungen im Bereich des Arbeitsrechts vorzuneh-
men. Ein erster Ansatzpunkt soll beispielsweise sein, die Ar-
beit von Betriebs�rzten wirksamer zu gestalten.

InUmsetzung der EU-Richtlinie 2014/50/EU, der sog.Mobi-
lit�ts-Richtlinie, haben sich zum 1. 6. 2018 einige Ver�nde-
rungen hinsichtlich der betrieblichen Altersvorsorge (lag
(2018:131) om villkor f�r intj�nande och bevarande av tj�n-
stepension) ergeben. Vereinbarungen zwischen Arbeitgeber
und Arbeitnehmer �ber die betriebliche Altersvorsorge m�s-
sen nun europaweit gewissenMindestanforderungen entspre-
chen.Arbeitnehmern soll es bei einemWechsel desArbeitge-
bers innerhalb der EU durch die einheitlichen Regeln leichter
m�glich sein, ihre bereits erworbenen Anspr�che zu transfe-
rieren. Die gesetzlichenVorgaben sind zwingend und k�nnen

nur durch gewerkschaftliche Vereinbarungen modifiziert
werden.Wird dieM�glichkeit, betrieblicheRentenanspr�che
zu erwerben, vonderDauer derBetriebszugeh�rigkeit abh�n-
gig gemacht, darf die Mindestbetriebszugeh�rigkeit nicht
mehr als drei Jahre betragen.DasMindestalter f�r Einzahlun-
gen in die betriebliche Rentenkasse darf nicht h�her als 21
Jahre sein. Erworbene Pensionsanspr�che d�rfen dem An-
spruchsinhaber erst bei Erreichen des Pensionsalters ausge-
zahlt werden. Eine Auszahlung als einmaliger Betrag bei
Ausscheiden des Arbeitnehmers vor Erreichen des Rentenal-
ters ist – bis auf die vom Arbeitnehmer selbst eingezahlten
Beitr�ge – nur mit dessen Zustimmung m�glich. Der Arbeit-
nehmer hat außerdem ein Recht auf Auskunft dar�ber, wie
sich ein Ausscheiden aus dem Betrieb auf seine Rentenan-
spr�che auswirken w�rde. Falls der Arbeitgeber seinen
Pflichten nach dem neuen Gesetz nicht nachkommt und dem
Arbeitnehmer hierdurch ein Schaden entsteht, macht er sich
schadensersatzpflichtig. Da die Tarifvertr�ge, in denen die
betriebliche Altersvorsorge f�r einen Großteil der schwedi-
schenArbeitnehmer geregelt ist, dieseVoraussetzungen auch
bisher schon erf�llten, sind die praktischen Ver�nderungen
nur minimal. Lediglich das Recht, Auskunft �ber die H�he
der zu erwartenden Rente zu erhalten, war noch nicht durch-
g�ngig tarifvertraglich festgelegt. Die Regeln, nach denen
schwedische Arbeitgeber das f�r die betriebliche Altersvor-
sorge bestimmte Geld entweder in eine Rentenversicherung
(pensionsf�rs�kring), eine Kapitalversicherung (kapitalf�r-
s�kring) oder in eine Stiftung nach demGesetz zur Sicherung
von Pensionsanspr�chen (lag (1967:531) om tryggande av
pensionsutf�stelse) investierenm�ssen, bleibenweiterhin be-
stehen.

Am 1. 7. 2018 ist ein neues Gesetz zum besseren Schutz von
Gesch�ftsgeheimnissen (lag (2018:558) om f�retagshemlig-
heter) in Kraft getreten, mit dem die Richtlinie des Europ�-
ischen Parlaments und des Rates �ber den Schutz vertrauli-
chen Know-hows und vertraulicher Gesch�ftsinformationen
(Gesch�ftsgeheimnisse) vor rechtswidrigem Erwerb sowie
rechtswidriger Nutzung und Offenlegung (EU/2016/943)
umgesetzt wird. Ziel der Neuregelungen ist es, vor allem
kleine und mittelst�ndische Betriebe besser vor unzul�ssiger
Nutzung und Weitergabe von Gesch�ftsgeheimnissen zu
sch�tzen. Dabei soll insbesondere auch klargestellt werden,
wann eine zul�ssige und wann eine unzul�ssige Aneignung
oder Preisgabe von Informationen vorliegt. Die Mitnahme
von Gesch�ftsgeheimnissen, beispielsweise beim Wechsel
eines Arbeitnehmers in einen anderen Betrieb, ist unzul�ssig.
Eine Mitnahme liegt schon vor, wenn der Mitarbeiter die ge-
heimen Informationen an sein privates E-Mail-Kontoweiter-
leitet oder in seiner privaten Cloud speichert. Damit macht er
sich gegen�ber seinem Arbeitgeber schadensersatzpflichtig.
Im Gegensatz zum alten Recht ist es nicht mehr notwendig,
dass die Information auch tats�chlich weitergegeben oder ge-
nutzt wird. Gesch�tzt sind Informationen �ber betriebliche
oder gesch�ftliche Umst�nde, die nicht allgemein bekannt
sind, f�r deren Geheimhaltung der Arbeitgeber Vorkehrun-
gen wie etwa Passwortschutz getroffen hat und deren Be-
kanntwerden zu einem Schaden f�hren w�rde. Darunter fal-
len z.B. Kundenlisten, detaillierte Preisinformationen, Mus-
ter oder technische Daten, nicht jedoch pers�nliche Kennt-
nisse und F�higkeiten der Arbeitnehmer. F�r Unternehmen
heißt das, dass sie objektiv nachweisbare Geheimhaltungs-
maßnahmen treffenm�ssen,wenn sie eine Information intern
als Gesch�ftsgeheimnis eingestuft haben. Andernfalls k�n-
nen sie vom gesetzlichen Schutz nicht profitieren. Erstmals
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k�nnen auch Erkenntnisse, die in Zusammenarbeit mit For-
schungsinstituten gewonnen wurden, als gesch�tzte Ge-
sch�ftsgeheimnisse gelten. Das Gesetz sieht ferner h�here
Strafen f�r die Preisgabe von Gesch�ftsgeheimnissen vor.
Gleichzeitig sollen Whistleblower besser gesch�tzt werden,
indemdasGesetzklarstellt, dass es keineungesetzlichePreis-
gabe von Gesch�ftsgeheimnissen darstellt, wenn ein Arbeit-
nehmerMissst�nde imBetrieb �ffentlichmacht.

Mit dem neuen Gesetz zur Video�berwachung (kamerabe-
vakningslag (2018:1200)) wird es f�r private Unternehmen
einfacher, Video�berwachungen durchzuf�hren, sofern ein
berechtigtes Interesse daf�r vorliegt. Einer beh�rdlichen Ge-
nehmigung bedarf es k�nftig nicht mehr. Findet die �berwa-
chung allerdings am Arbeitsplatz vonMitarbeitern statt, bei-
spielsweise im Einzelhandel, hat der Arbeitgeber diesen ge-
gen�ber bestimmte Regeln einzuhalten. Er muss seine Mit-
arbeiter �ber den Umfang der Video�berwachung informie-
ren und gem�ß dem schwedischen Mitbestimmungsgesetz
(lag (1976:580) om medbest�mmande i arbetslivet) die De-
tails der �berwachung mit den Gewerkschaften aushandeln.
Ausgenommen von der neuen Regelung sind Unternehmen,
die Aufgaben im �ffentlichen Interesse wahrnehmen, wie et-
wa private Schulen, Krankenh�user und der �ffentliche Ver-
kehr. Sie ben�tigen weiterhin eine beh�rdliche Genehmi-
gung zur Video�berwachung.

Bevor bei einem Verlust des Arbeitsplatzes das Arbeitslo-
sengeld ausgezahlt wird, gibt es nach schwedischem Recht
eine �bergangszeit von bisher 7 Tagen, f�r die keine Zah-
lung durch die Arbeitslosenversicherung erfolgt. Die Rege-
lung ist vergleichbar mit dem Selbstbehalt bei anderen Ver-
sicherungen. Der Zeitraum wurde zum 2. 7. 2018 auf 6 Tage
verk�rzt (lag 2018:519).

2. Steuerrecht

Bereits im L�nderbericht Schweden 2016 wurde eine Re-
form der Regeln zur Besteuerung von Grundst�cksver�uße-
rungen an juristische Personen angek�ndigt, die das Ende
der bislang wegen ihrer Steuervorteile �blichen Transakti-
onsstruktur bei Immobilienverk�ufen, der sog. Immobilien-
paketierung in Grundst�cksgesellschaften vor dem Verkauf
an Dritte, bedeutet h�tte (vgl. Griebeler, RIW 2016, 803).
Diese Reform, die eine retroaktiveWirkung der Steuereffek-
te mit sich bringen sollte, wurde indes auch im vergangenen
Berichtsjahr nicht umgesetzt. Es ist allerdings zu erwarten,
dass sich die im Herbst neu zusammentretende Regierung
wieder mit diesem Thema befassen wird.

Eine Steuererleichterung wurde zum 1. 1. 2018 f�r Mitarbei-
ter-Optionen (personaloptioner) in bestimmten F�llen ein-
gef�hrt. Bislang musste der Erwerb von Optionsscheinen als
Einkommen (inkomst av tj�nst) versteuert werden und der
Arbeitgeber hatte entsprechend die vollen Sozialabgaben zu
zahlen. Dies machte es f�r Unternehmen finanziell wenig at-
traktiv, Optionsscheine an Mitarbeiter auszugeben. Gerade
f�r kleine Unternehmen, die auf gut ausgebildete Mitarbei-
ter angewiesen sind, um wachsen zu k�nnen, die aber noch
keine markt�blichen L�hne zahlen k�nnen, sind Options-
scheine ein wichtiges Mittel, um Mitarbeiter – insbesondere
Schl�sselpersonen – an das Unternehmen zu binden. Die
Neuregelung soll es insbesondere Start-ups erleichtern, von
dieser M�glichkeit Gebrauch zu machen. Die Besteuerung
erfolgt nun zu einem niedrigeren Steuersatz, n�mlich als
Einkommen aus Kapitalertrag (inkomst av kapital), und
auch erst dann, wenn der Arbeitnehmer die auf Basis der Op-

tion erworbenen Anteile am Unternehmen weiterverkauft.
Dies gilt jedoch nur, wenn das Unternehmen weniger als 50
Mitarbeiter hat und der Nettoumsatz im Jahr nicht �ber 80
Mio. SEK liegt. Diese Voraussetzungen wurden bereits kriti-
siert mit dem Argument, dass gerade auch gr�ßere Start-ups
auf dem Weg in internationale M�rkte auf ein Instrument
wie Mitarbeiter-Optionen angewiesen seien.

Wiebereits imL�nderbericht Schweden2017 (vgl.Griebeler,
RIW2017, 735) erw�hnt, hat das schwedische Zentralamt f�r
Finanzwesen (Skatteverket) nach einer Entscheidung des
H�chstenVerwaltungsgerichts (H�gstaF�rvaltningsdomsto-
len) seine bisherige Praxis ge�ndert, wonach die Verg�tung
von Verwaltungsratsmitgliedern einer schwedischen Aktien-
gesellschaft als Eink�nfte aus gewerblicher T�tigkeit (n�-
ringsverksamhet) versteuert werden konnte. Solche Ein-
k�nfte sollen nach der neuen Praxis stattdessen als Arbeits-
eink�nfte zu versteuern sein. Insbesondere bei Anw�lten
hatte diese �nderung zu Verunsicherung und Unverst�ndnis
gef�hrt, da Anw�lte im Rahmen pers�nlicher, beruflich ver-
anlasster Mandatierungen h�ufig Verwaltungsratst�tigkeiten
in Unternehmen wahrnehmen und Mandatsarbeit grunds�tz-
lich als gewerbliche T�tigkeit zu deklarieren ist. Die Thema-
tik kam im Juni 2018 im Zusammenhang mit einem Steuer-
vorbescheid des Zentralamtes f�r Finanzwesen (Skattever-
ket) wieder auf, demzufolge ein Anwalt die Verg�tung f�r
seine T�tigkeit als Verwaltungsrat als Arbeitseink�nfte und
nicht als gewerbliche Eink�nfte versteuern soll. Das Zentral-
amt f�r Finanzwesen erkl�rte in seinem Steuervorbescheid
die ge�nderte Rechtsprechung des H�chsten Verwaltungsge-
richts f�r anwendbar,weil der Schwerpunkt derT�tigkeit eine
klassische Verwaltungsratst�tigkeit ohne zeitliche oder in-
haltliche Begrenzung und keine juristische T�tigkeit im
Sinne eines konkret abgrenzbaren Auftrags imUnternehmen
sei, bei demes auf juristischeKompetenz ankomme. Im�bri-
gen habe das Steuerrecht imFalle einesKonfliktsmit deman-
waltlichen Berufsrecht diesem gegen�ber Vorrang. Der Vor-
gang liegt derzeit demH�chstenVerwaltungsgericht zur Ent-
scheidung vor, und es bleibt abzuwarten, ob das H�chste Ver-
waltungsgericht dieseLinieweiterverfolgt.

Seit dem 1. 7. 2018 m�ssen auch Arbeitgeber im Bereich
der Kfz-Werkst�tten, Kosmetiksalons sowie Tabak- und
Lebensmittelgroßh�ndler mit mehr als 15 Angestellten ein
elektronisches Personalverzeichnis (personalliggare) f�h-
ren und dem Zentralamt f�r Finanzwesen (Skatteverket)
nicht mehr nur j�hrlich, sondern monatlich in Form einer
Arbeitgeberauskunft Mitteilung zu Arbeitsverg�tungen
und Steuerabz�gen von Einzelpersonen machen. So sollen
Steuerhinterziehung und Schwarzarbeit wirksamer verhin-
dert werden. Ein solches elektronisches Personalverzeich-
nis hatten bisher nur Arbeitgeber aus den Branchen Bau
und Gastronomie sowie W�schereien und Friseure zu f�h-
ren. Zu verzeichnen sind darin auch die Arbeitszeiten der
einzelnen Angestellten. Das Zentralamt f�r Finanzwesen
kann unangek�ndigte Kontrollen in den berichtspflichtigen
Betrieben und Identit�tskontrollen bei den Mitarbeitern
durchf�hren.

Zur besseren Verfolgbarkeit von Steuerhinterziehung soll
auch beitragen, dass das Finanzamt seit dem 1. 8. 2018 einen
Steueraufschlag verlangen kann, wenn falsche Angaben ge-
gen�ber der Steuerbeh�rde zwar berichtigt werden, diese
Berichtigung aber erst im Zusammenhang mit einer �ffent-
lich angek�ndigten Steuerpr�fung und sp�ter als zwei Mo-
nate nach der Ank�ndigung erfolgt.
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Die bisher geltende Steuerfreiheit f�r geldwerte Vorteile in
Form von privaten Gesundheits- und Pflegeleistungen ist
zum 1. 7. 2018 entfallen. Damit unterliegen die in Schweden
h�ufig vom Arbeitgeber �bernommenen Kosten f�r Maß-
nahmen der privaten Gesundheitspflege (z.B. Operationen
oder private Zusatzversicherungen) nun anders als bisher
der Steuerpflicht. Bisher galt eine steuerrechtliche Unter-
scheidung zwischen staatlichen und privaten Gesundheits-
leistungen. Bezahlte der Arbeitgeber f�r den Arbeitnehmer
eine staatliche Leistung, stellte das f�r den Arbeitnehmer ei-
nen zu versteuernden geldwerten Vorteil dar. Der Arbeitge-
ber konnte die Kosten hingegen steuerlich absetzen. Bei pri-
vaten Leistungen war der Arbeitnehmer von der Steuer-
pflicht befreit; dementsprechend konnte der Arbeitgeber die
Kosten aber auch nicht absetzen. Das f�hrte dazu, dass es
f�r Angestellte mit Spitzensteuersatz vorteilhaft war, sich
vom Arbeitgeber eine private Leistung bezahlen zu lassen
und sich die Kosten daf�r vom Bruttolohn abziehen zu las-
sen. Die Neuregelung soll eine Gleichbehandlung aller geld-
werten Vorteile bringen. Vom Arbeitgeber gezahlte Pr�mien
f�r private Krankenversicherungen sind nun vomArbeitneh-
mer zu versteuern. Der Arbeitgeber hat auf die Leistungen
die �blichen Sozialabgaben zu entrichten, kann die angefal-
lenen Kosten aber nun steuerlich geltend machen. F�r Ar-
beitnehmer steuerfrei sind nun nur noch pr�ventive betriebs-
�rztliche Maßnahmen und Reha-Behandlungen. Ebenso
sind vom Arbeitgeber im Rahmen einer Auslandsdienstreise
bezahlte Gesundheitsleistungen weiterhin steuerbefreit.

Eine Erleichterung gibt es beim Arbeitgeberanteil an den
Sozialabgaben f�r den ersten Angestellten. Kleine Unter-
nehmen, die ihren ersten Arbeitnehmer anstellen, m�ssen
f�r diesen lediglich die Beitr�ge f�r die Rentenversicherung
abf�hren, alle anderen Abgaben sind ihnen erlassen. Diese
Unterst�tzung (v�xa-st�d) kann l�ngstens 12 Monate und
nur f�r Angestellte mit mindestens 20 Wochenarbeitsstun-
den in Anspruch genommen werden.

3. Gesellschaftsrecht

Am 1. 7. 2018 trat ein neues Genossenschaftsgesetz (lag
(2018:672) om ekonomiska f�reningar) inKraft,mit dem ins-
besondere die Verwaltung und die Abwicklung von Genos-
senschaften vereinfacht wurden. Da in Schweden vor allem
Wohnungsinhabergemeinschaften (bostadsr�ttsf�reningar),
aber auch land- und forstwirtschaftliche Betriebe genossen-
schaftlich organisiert sind, werden sich die �nderungen hier
besonders auswirken. Hinsichtlich der Abwicklung wurden
neue Liquidationsgr�nde eingef�hrt, und der Vorstand soll
die Liquidation zur Abstimmung unter den Mitgliedern stel-
len k�nnen, wenn Unsicherheit �ber die wirtschaftliche Sta-
bilit�t und Zukunft der Genossenschaft besteht. Es wurde
auch eine vereinfachte Form der Abwicklung eingef�hrt f�r
den Fall, dass eine Genossenschaft keine Schulden hat. Im
Hinblick auf die Verwaltung der Genossenschaft sieht das
neueGesetz vor, dass k�nftig nur noch zumVerwaltungsrats-
mitglied (styrelsemedlem) ernanntwerdendarf,wer sich auch
tats�chlich an der Genossenschaftsverwaltung beteiligt. Zum
Vorsitzenden der Gesch�ftsleitung (VD) darf entsprechend
auch nur noch ernanntwerden,wer diesenAufgaben auch tat-
s�chlich nachkommt. So soll verhindert werden, dass Schl�s-
selpositionenmit Strohm�nnern besetztwerden, umstrafbare
Handlungen zu verdecken. Die Genossenschaften werden
neuerdings auch in einemvomschwedischenFirmenregister-
amt (bolagsverket) gef�hrtenRegister (f�reningsregister) ge-
f�hrt. Auch muss ein Vorsitzender (ordf�rande) ernannt und

ebenfalls im Register eingetragen werden. Der interne Pr�fer
(revisor) kann nicht mehr auf unbestimmte Zeit, sondern
h�chstens f�r vier Jahre bestelltwerden.

4. Datenschutz

Auch in Schweden trat am 25. 5. 2018 die Datenschutz-
grundverordnung (dataskyddsf�rordningen) in Kraft. Der
schwedische Gesetzgeber hat dabei im Rahmen der Umset-
zung von der M�glichkeit Gebrauch gemacht, das Mindest-
alter f�r die selbstst�ndige Zustimmung zur Speicherung
personenbezogener Daten von 16 auf 13 Jahre herabzusen-
ken. Zus�tzlich besteht in Schweden die M�glichkeit, die in
der Verordnung vorgesehenen Bußgelder nicht nur gegen
Unternehmen, sondern auch gegen Beh�rden zu verh�ngen.
Dies stellt den gr�ßten Unterschied zur Ausgestaltung der
Verordnung in Deutschland dar, wo Beh�rden per Gesetz ex-
plizit von den Bußgeldvorschriften ausgenommen sind.

5. Verbraucherschutz

Da private Immobilienk�ufe in Schweden nahezu vollst�n-
dig kreditfinanziert sind und in den Darlehensvertr�gen va-
riable Zinss�tze vereinbart wurden, steht zu bef�rchten, dass
viele Haushalte bei einem Ansteigen der Zinss�tze ihre Kre-
dite nicht mehr werden bedienen k�nnen und ihnen in der
Konsequenz die Privatinsolvenz droht. In der Folge k�nnte
es zu einem massiven Wertverlust der Immobilien kommen.
Um einer Immobilienblase vorzubeugen, f�hrte die schwe-
dische Regierung daher zum 1. 3. 2018 eine Versch�rfung
der Tilgungspflicht f�r Privatdarlehen ein. Bisher galt, dass
die verpflichtende Tilgungsrate nur abh�ngig vom Wert der
Immobilie im Verh�ltnis zum Darlehensbetrag war. Finan-
zierte man beispielsweise 70% des Kaufpreises �ber einen
Kredit, galt eine Tilgungsrate von mindestens 2% pro Jahr.
Die neue Regelung kn�pft zus�tzlich an das Verh�ltnis zwi-
schen Verschuldung und Einkommen des Darlehensnehmers
an. Danach muss bei einem neu aufgenommenen Kredit, der
mehr als 4,5–mal so hoch ist wie das Bruttomonatseinkom-
men des Darlehensnehmers, mindestens 1% Tilgung pro
Jahr zus�tzlich vorgesehen sein.

Auch in Schweden wurde die neue EU-Pauschalreiserichtli-
nie umgesetzt. Mit der Anpassung des Reiserechts wird dem
UmstandRechnung getragen, dassVerbraucher sich ihreRei-
senvermehrt online selbst zusammenstellen.Es soll vorallem
verhindert werden, dass Verbraucher durch die Buchung ein-
zelner Reiseleistungen den Schutz des Pauschalreiserechts
verlieren. Daher wird das neue Institut der verbundenen Rei-
seleistung (sammanl�nkade researrangemang) eingef�hrt.
Eine solche liegt vor, wenn der Kunde bei der Buchung einer
Reiseleistung (z.B. eines Fluges) zu einer anderen Leistung
(z.B. Mietwagenbuchung) weitergeleitet wird und diese
ebenfalls bucht, sog. „Click-through-Regelung“. Nach dem
neuenRecht besteht f�r denKunden auch bei einer verbunde-
nen Reiseleistung ein Schutz vor dem Ausfall der Reise we-
gen Zahlungsunf�higkeit des Vermittlers der Reiseleistun-
gen. Wichtig f�r Vermittler ist, dass sie ab sofort eine gesetz-
lichePflicht haben, ihreKundendarauf hinzuweisen, dass das
Schutzniveau bei der Buchung verbundener Reiseleistungen
geringer ist als bei Pauschalreisen.

Das h�chste schwedische Gericht (H�gsta domstolen) hat in
einem Urteil vom 14. 6. 2018 die Rechte von Verbrauchern
gegen�ber kommunalen Versorgern bedeutend gest�rkt. Das
Gericht entschied, dass von kommunalen Wasserversorgern
geliefertes Trinkwasser ein Produkt im Sinne des schwedi-
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schen Produkthaftungsgesetzes (produktansvarslagen (lag
1992:18)) ist. Damit gelten bei Sch�den, die durch verunrei-
nigtes Trinkwasser entstehen, nun strengere Haftungsregeln
als nach dem bisher f�r allein anwendbar gehaltenen allge-
meinen Gesetz zur Wasserlieferung (lag (2006:412) om all-
m�nna vattentj�nster). Wer durch verunreinigtes Trinkwas-
ser gesundheitliche Sch�den erleidet, hat einen Anspruch
auf Schadensersatz gegen den Wasserversorger. Dem Urteil
lagen die Klagen von 170 Bewohnern rund um den s�d-
schwedischen Ort Ronneby zugrunde, bei denen eine er-
h�hte Konzentration der krebserregenden Chemikalie PFAS
im Trinkwasser nachgewiesen wurde.

6. Regulatorisches

In Schweden sind Online-Gl�cksspiele sehr beliebt. Sie ma-
chen 23% des Gl�cksspielmarktes aus und erwirtschafteten
2016 einen Umsatz von 4 Mrd. SEK. Die Anbieter von On-
line-Gl�cksspielen in Europa haben ihren Sitz indes h�ufig
auf Malta, da dort niedrige Steuern und leicht erh�ltliche Li-
zenzen locken.Von dort auswerden sie auf demgesamten eu-
rop�ischen Markt aktiv. Das bedeutet aber auch, dass die
strengen Reglementierungen des schwedischenMarktes, vor
allem der Verbraucherschutz, f�r den immer gr�ßer werden-
denOnline-Teil derBranchebisherde factonicht galten.Aber
auch Steuerausf�lle und eine allzu leichte M�glichkeit der
Geldw�schewaren negativeFolgen diesesZustands.Dembe-
gegnete der Gesetzgeber nun mit einer teilweisen Aufl�sung
des staatlichen Monopols auf Gl�cksspiele. Seit dem 1. 8.
2018istes f�rprivateAnbietererstmalsm�glich,eineGl�cks-
spiellizenz f�rOnline-Gl�cksspiel undSportwettennachdem
zum 1. 1. 2019 in Kraft tretenden Gl�cksspielgesetz (spella-
gen (lag 2018:1138)) zu beantragen. Casinos undAutomaten
unterstehen weiterhin dem staatlichen Monopol. Erkl�rtes
Ziel ist es, den Spielerschutz und die Suchtpr�vention zu ver-
st�rken sowie Geldw�sche besser bek�mpfen zu k�nnen. Die
schwedische Gl�cksspielaufsicht (Lotterieinspektionen) ver-
gibt die Lizenzen und �berwacht die Einhaltung der gesetz-
lichen Vorgaben. Wer Gl�cksspiele ohne Lizenz anbietet,
wird vomMarkt ausgeschlossen. Besteuert werden die Brut-
toertr�ge aus dem Gl�cksspielgesch�ft mit 18%; davon aus-
genommensindLotterienzugemeinn�tzigenZwecken.

III. Wirtschaftliche Bewertung

Wirtschaftliche Themen wurden in der vergangenen Legis-
laturperiode nur sehr vereinzelt angegangen. Vielmehr stand
insbesondere die innere Sicherheit im Vordergrund der poli-
tischen Projekte. In den letzten Monaten waren die Wahlen
zum Reichstag im September 2018 das vorherrschende The-
ma in Politik undWirtschaft. Hintergrund zahlreicher Geset-
zes�nderungen im vergangenen Jahr war die St�rkung der
Steuergerechtigkeit und insbesondere die Bek�mpfung von
Steuerhinterziehung und Geldw�sche.

Bei der Wahl am 9. 9. 2018 wurden die Sozialdemokraten
zwar st�rkste Kraft, erreichten mit 28,3% der Stimmen je-
doch ihr schw�chstes Ergebnis seit 1911. Die rechtspopulis-
tischen Schwedendemokraten (17,5%) wurden nur mit
knappem Abstand zu den b�rgerlich-konservativen Modera-
ten (19,8%) drittst�rkste Kraft im Reichstag. Da der bisheri-
ge Ministerpr�sidenten Stefan L�fven bei der Abstimmung
des neu gew�hlten Reichstags am 25. 9. 2018 keine ausrei-
chende Unterst�tzung erreichen konnte, hat der Reichstags-
pr�sident (talmannen) ihn und die �brigen Regierungsmit-
glieder noch am selben Tag ihrer �mter entbunden. Seitdem

f�hrt die alte Regierung unter L�fven die Regierungsge-
sch�fte bis zur Bildung einer neuen Regierung als �ber-
gangsregierung. Wie sich die neue Regierung zusammenset-
zen wird, war bei Redaktionsschluss dieses Beitrags noch
unklar. In jedem Fall wird die neue Regierung nicht umhin-
kommen, sich den vernachl�ssigten wirtschaftlichen The-
men zu stellen und Reformen anzugehen.

W�hrend der j�ngsten Hochkonjunkturphase haben sich ei-
nige Ungleichgewichte entwickelt. Die Verschuldung der
Privathaushalte ist deutlich gestiegen, was sich zu einem
Großteil auf den �berhitzten Wohnungsmarkt zur�ckf�hren
l�sst und damit einen gewissen Risikofaktor darstellt. Zu-
s�tzlich sind die hohen Preise am Wohnungsmarkt mittler-
weile zu einem Hemmnis im Hinblick auf einen m�glichen
Arbeitsplatzwechsel geworden, wenn dieser mit einem Um-
zug einhergehen sollte. Schwedische Start-ups und auch an-
dere kleinere und mittelgroße Unternehmen klagen immer
h�ufiger �ber Probleme, qualifizierte Mitarbeiter zu finden
und f�r sich zu gewinnen. Auch die immer weiter voran-
schreitende Digitalisierung �bt, verst�rkt durch die im Ver-
gleichmit dem restlichen Europa sehr hohen Personalkosten,
massiven Druck auf die Wirtschaft und den Arbeitsmarkt
aus. Bei Unternehmern verst�rkte sich in den letzten Jahren
der Eindruck, ihre Bedeutung f�r die Gesellschaft werde von
der Politik nicht erkannt und es herrsche eine geradezu wirt-
schaftsfeindliche Stimmung. Allzu oft w�rde nur eine Erh�-
hung von Steuern und Abgaben erwogen, anstatt an einem
effektiveren Einsatz der vorhandenenMittel zu arbeiten.

Zugleich werden Stimmen laut, die als Ursache der – als sol-
che empfundenen – Unt�tigkeit der schwedischen Politik die
Verfassung ausmachen. Da diese von einem Verh�ltniswahl-
recht ausgeht, w�rde dieMacht letztlich vollst�ndig den Par-
teien �bergeben. Die f�hrenden Parteimitglieder wiederum
h�tten keinen Anreiz, die großen, herausfordernden Prob-
leme anzugehen, sondern w�rden sich haupts�chlich damit
besch�ftigen, ihre Posten innerhalb des politischen Systems
zu behalten. Das Wahlsystem m�sse daher mehr Elemente
direkter Demokratie erhalten, um einer Entkoppelung von
Regierenden und Regierten entgegenzuwirken.
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